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EINLADUNG 

Die Damen und Herren der Gemeindevertretung und des Gemeindevorstandes 
lade ich zur 

20./XVII. Sitzung 

für 

Dienstag, 23. April 2013, um 19:30 Uhr,  

im Sitzungssaal des Rathauses Wald-Michelbach, In der Gass 17,  

freundlich ein. 

TAGESORDNUNG:  

I. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung; 

II. Feststellung der Beschlussfähigkeit; 

III. Bericht des Gemeindevorstandes; 

IV. 1. IGENA GmbH; 

1.1. Sachstandsbericht und Jahresabschluss 2012; 

- Drucksache Nr. 142/XVII. - GV - 

1.2. Jahresplanung 2013; 

1.3. Zustimmung zur Errichtung einer Lagerhalle für Holzhack-

schnitzel; 

- Drucksache Nr. 143/XVII. - GV - / 2 
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2. Einführung der gesplitteten Abwassergebühr; 
hier:  Festlegung der Flächenkategorien; 
- Drucksache Nr. 144/XVII. - GV - 

3. Neufassung der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen 
sowie die Gebührenordnung für das Friedhofs- und Bestattungswesen 
der Gemeinde Wald-Michelbach; 
- Drucksache Nr. 145/XVII. - GV - 

4. Förderung junger Familien - Antrag der CDU-Fraktion und Änderungs-
antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; 
- Drucksache Nr. 146/XVII. - GV - 

5. Akteneinsicht Pacht für Solardächer auf gemeindeeigenen Dachflächen 
nach § 50 (2) HGO; 
hier:  Abschlussbericht des Akteneinsichtsausschusses; 
- Drucksache Nr. 147/XVII. - GV - 

6. Turn- und Festhalle in der Rudi-Wünzer-Straße; 

6.1. Außenanlage und Umfeldgestaltung im Zuge der grundlegenden 
Sanierung; 

- Drucksache Nr. 148/XVII. - GV - 

6.2. Namensgebung; 
- Drucksache Nr. 149/XVII. - GV - 

7. Antrag der SPD-Fraktion - Umbenennung des Platzes um den 
Dorfbrunnen im Ortsteil Siedelsbrunn in Georg-Schwebel-Platz; 

- Drucksache Nr. 150/XVII. - GV - 

8. Antrag der Fraktion "Bürger für Wald-Michelbach - Teilnahme an dem 
Emailappel: Bürgerkraftwerke vor dem Aus - Erneuerbare nur noch für 

die Großen?; 
- Drucksache Nr. 151/XVII. - GV - 

9. Wünsche, Anregungen und Anfragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Werner Breitwieser, Vorsitzender 
der Gemeindevertretung 



Verteiler:  

Damen und Herren der Gemeindevertretung:  

1. Breitwieser, Werner 

2. Kunkel, Dieter 

3. Köhler, Nothung 

4. Gramlich, Horst 

5. Martin, Hans-Dieter 

6. Heldmann, Bianca 

7. Maday, Michael 

8. Schlack, Iris 

9. Freudl, Ralf 
10. Doetsch, Stefan 

11. Postel, Stella 

12. Wiemer, Franz 

13. Klos, Udo 

14. Gremm, Helmut 

15. Boshoven-Krämer, Beatrix 

16. Emig, Gunther 

17. Sax, Wolfgang 

18. Backfisch, Sebastian 

19. Hartrampf, Monika 

Dame und Herren des Gemeindevorstandes:  

20. Langer, Thomas 

21. Klos, Joachim 

22. Wingerter, Sven 

23. Maletz, Jörg 
24. Werner, Stefan 

25. Hennrich, Dirk 

26. Lammer, Adolf 

27. Mikkat, Horst-Jürgen 

28. Engesser, Hermann 
29. Kappes, Walter 

30. Schork, Henrik 

31. Maurer, Georg 

32. Steinmann, Carola 

33. Heldmann, Ralf 
34. Roßbach, Günther 

35. Dr. Schaffnit, Rolf 

36. Trumpfheller, Hans 

37. Molzahn, Gerhard 

Herren Ortsvorsteher:  

1. Bürgermeister Kunkel, Joachim 

2. I. Beigeordneter Bihn, Peter 

3. Beigeordneter Gölz, Manfred 

4. Beigeordneter Knapp, Arthur 

5. Beigeordnete Schubert, Lucia 

6. Beigeordneter Herold, Thomas 

7. Beigeordneter Reh, Gundolf 

8. Beigeordneter Gölz, Norbert I. 

9. Beigeordneter Lipp, Hans-Jörg 

Verwaltung:  

1. Schriftführer Gräber, Ernst 

2. alle Amtsleiter im Hause 

3. Gemeindekasse 

4. Kindergärten 

5. Bauhof 

6. WV. 23.04.2013 

7. z.d.A. 

1. Michel, Thomas - Affolterbach 

2. Heiligenthal, Thomas - Aschbach 

3. Gölz, Franz-Josef - Gadern 

4. Aßmann, Stefan - Hartenrod 

5. Helfrich, Edwin - Kocherbach 

6. Hintenlang, Stefan - Kreidach 



Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 142/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 1:  IGENA GmbH; 

1.1. Sachstandsbericht und Jahresabschluss 2012; 

Der Sachstandsbericht und der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2012 
wurden vom Geschäftsführer der IGENA GmbH in der Gesellschafter-
versammlung am 15. April 2013 vorgelegt und genehmigt. 

Alle notwendigen Erläuterungen erfolgen durch den Bürgermeister in der 
Sitzung. 

Beschlussvorschlag:  

" Der Sachstandsbericht zur IGENA GmbH mit dem Jahresabschluss zum 
31. Dezember 2012 wird zustimmend zur Kenntnis genommen. " 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 
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'os Aktiva Passiva 
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14 

15 

Mieterlöse 

umlegbare Energiekosten (Strom) 

Erlöse NWN 

Erlöse Photovoltaik 

sonstige Erträge/Leistungen + BÄnd 

Gesamtleistung 

Zahlen in:TE 

%Jr. 31.12.2012 Vorjahr 31.12.2012 Vorjahr 
1 Anlagevermögen 2.878,6 2.413,5 Stammkapital 200,0 200,0 
2 Vorräte 50,4 58,6 Verlustvortrag                                                -94,8 - 101,3  
3 Unfertige Leistungen/Strom 17,3 13,2 Jahresgewinn/-fehlbetrag 58,4 6,4 
4 Forderungen/MwSt (2011) 70,5 190,1 Gesellschafterdarlehen 375,0 375,0 
5 Bankguthaben KK 131,6 0,0 Bankverbindlichkeiten KK 0,0 53,4 
6 0,0 0,0 Lfr.Bankkredite NWN/PhVol 2.433,3 1.997,3 
7  0,0 0,0 Verbindlichkeiten LL 155,6 115,6 
8 sonstige Aktiva 0,0 0,0 sonstige Passiva (inkl.RSt.) 21,0 29,0 

9 Summe Aktiva 3.148,4 2.675,4 Summe Passiva 3.148,4 2.675,4 

Abkürzungen: 

2012 Struktur Vorjahr Struktur ÄVJ% NWN = Nahwärmenetz 

531,4 55,9% 302,7 63,0% 75,5% PhoVol = Photovoltaik 

152,3 16,0% 103,8 21,6% 48,7% KK = Kontokorrent 

125,7 13,2% 46,4 9,7% 171,0% LL = a.Liefer-u.Leistungen 

94,7 10,0% 0,0 0,0% HS = Hackschnitzel 

46,4 4,9% 27,2 5,7% 70,8% Trp = Transportkosten 

950,6 100,0% 480,1 100,0% 98,0% NK = Nebenkosten 

159,5 16,8% 76,9 16,0% 107,4% BÄnd= Bestandsänderung 

217,3 22,9% 149,1 31,1% 45,7% RSt. = Rückstellungen 

118,9 12,5% 87,3 18,2% 36,2% Lfr. = Langfristig 

44,3 4,7% 40,8 8,5% 8,5% MwSt = Mehrwertsteuer 

139,1 14,6% 18,8 3,9% ns ns = nicht sinnvoll 

30,9 3,2% 23,2 4,8% 33,4% ÄVJ% = Änderung Vorjahr 

74,8 7,9% 8,5 1,8% ns Raum für Notizen: 

72,0 7,6% 43,2 9,0% 66,8% 

35,5 3,7% 25,9 5,4% 36,8% 

892,2 93,9% 473,7 98,7% 88,3% 

58,4  6,1%  6,4 1,3% ns 

133,2 15,0 ns 

14,0% 3,1% ns 

7,3% 1,3% ns 

4,1% 1,9% ns 

29,2% 3,2% ns 

12,5% 18,2% -31,2% 

60,4% 52,9% 14,0% 

853,8 468,0 82,4% 
WL 12.04.2013 

GuV-Rechnung 

01. 01- 31.12. 2012 

16 Materialaufwand (Heizung, HS, Öl +Trp) 

Energiekosten (Strom) 

Personalkosten (inkl.NK) 

Versicherungen, Beiträge 
Insta ndhaltungen, Reparaturen 

Buchhaltung/Steuer-und Rechtsberatung 

Abschreibungen 

Zinsen u.ähnliche Aufwendungen 

sonstige betriebliche Aufwendungen 

Gesamtaufwand 

Jahresüberschuss/-fehl etrag  

KENNZAHLEN: 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

Cash Flow €: 

in % von Gesamtleistung: 

Umsatzrendite (ohne Stromumlage): 

Gesamtkapitalrendite: 

Stamm(Eigen)kapitalverzinsung: 
Personalaufwandsquote: 

Deckungsbeitrag in %: 

Break Even €: 

27 

28 
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30 
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32 

33 

34 



Vorlage an Gemeindevertretunq 

Drucksache Nr. 143/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 1:  IGENA GmbH; 

1.3. Zustimmung zur Errichtung einer Lagerhalle für Holzhack-
schnitzel; 

Der Holzhackschnitzel-Heizkessel zur Versorgung des Nahwärmenetzes ist nun 
etwas mehr als ein Jahr im Betrieb. Um die Anlage noch effizienter betreiben 

zu können ist eine trockene Lagerung des Holzhackschnitzelvorrats 

erforderlich. Dazu ist die Errichtung einer Lagerhalle auf dem Gelände der 

IGENA GmbH vorgesehen. Die Kosten belaufen sich auf rund 180.00,00 Euro. 

Weitere Erläuterungen erfolgen durch den Bürgermeister in der Sitzung. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung stimmt der Errichtung einer Lagerhalle für Holz-

hackschnitzel durch die IGENA GmbH zu. " 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 

1/3 Gb/Be 



Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 144/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 2:  Einführung der gesplitteten Abwassergebühr; 
hier: Festlegung der Flächenkategorien; 

Nachdem die Ergebnisse der Befliegung vorliegen, beginnen jetzt die eigentlichen 
Arbeiten zur Einführung der gesplitteten Abwassergebühr. 
Einer der Kernpunkte des Themas sind die Art der versiegelten Flächen und die sich 
daraus ergebenden sog. Abflussfaktoren. 
Eine Differenzierung nach der Art der Versiegelung ist erforderlich, da nicht jede 
Fläche die gleiche Menge an Niederschlagswasser ableitet. 
Ein Beton- oder Ziegeldach zum Beispiel, führt bei einem Anschluss an die 
Kanalisation (hiervon ist im Regelfall auszugehen) annähernd einhundert Prozent 
des auf ihm niedergehenden Niederschlages in die Kanalisation ab. Der 
Abflussfaktor beträgt also 1,0. 
Ist eine Fläche hingegen mit Rasengittersteinen belegt, so haben Untersuchungen 
ergeben, dass auf diese niedergehendes Regenwasser zu 80 % im Erdreich 
versickert und nur 20 % in die Kanalisation gelangen. Der Abflussfaktor beträgt 
daher 0,2. 
(Bsp.: 100 qm x 0,2 = 20 qm anrechenbare, gebührenrelevante Grundstücksfläche). 
Neben diesen beiden Extrembeispielen finden sich noch eine ganze Reihe 
unterschiedlicher Flächen mit ebensolchen Abflusswerten. 
Die Mustersatzung des Hess. Städte- und Gemeindebundes differenziert gar in 10 
unterschiedliche Kategorien. 
In  der Praxis hat sich jedoch gezeigt, dass eine solche Vielzahl von 
Flächenkategorien kaum noch händelbar und stark diskussionsgefährdet ist. Das 
alles schafft Unsicherheit und ist nicht zielorientiert. 
Aus diesem Grunde haben bereits viele Gemeinden die einzelnen Flächen zu fünf 
Kategorien zusammengefasst und diese jeweils mit einem (durchschnittlichen) 
Abflusswert versehen. 
Das von uns beauftragte Ingenieurbüro Golükes aus Mühltal hat beiliegenden 
Vorschlag für die Flächenkategorien unterbreitet und mitgeteilt, dass diese in 
anderen Projekten zu einer hohen Akzeptanz und Verständnis seitens der 
Bevölkerung geführt haben. 
Es wird daher vorgeschlagen, auch für Wald-Michelbach so zu verfahren. 
Da diese Flächenkategorien in eine noch zu verabschiedenden, neuen 
Entwässerungssatzung aufzunehmen sind und damit Satzungsqualität erlangen, liegt 
die Festlegung der Flächen in der Zuständigkeit der Gemeindevertretung, die später 
über die eigentliche Satzung berät und beschließt. 

/ 2 
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Es wird empfohlen, im Hinblick auf eine noch zu verabschiedende neue 
Entwässerungssatzung folgende Flächenkategorien und Abflussfaktoren für die 
Umsetzung der gesplitteten Abwassergebühr festzulegen: 

Flächenkategorie Abflussfaktor 
1.1 Flachdächer, geneigte Dächer, Kiesdächer 1,0 
1.2 Gründächer 0,5 
2.1 Wasserundurchlässige Beläge (z.B. Beton-, Schwarzdecken, 1,0 
Pflaster mit Fugenverguss). 
2.2 Teildurchlässige Beläge (z.B. Pflaster, Platten, jeweils ohne 0,7 
Fugenverguss). 
2.3 Stark durchlässige Beläge (wassergebundene Decken aus 0,4 
Splitt, Schlacke o. ä., Porenpflaster, Ökopflaster oder ähnlich 
wasserdurchlässiges Pflaster, Rasengittersteine) 

Da die Flächenkategorien mit den Abflusswerten Bestandteil der zu erstellenden 
Datenbank, der Flächenerfassungsbögen sowie der Informationsbroschüre sind, 
muss hierüber unverzüglich entschieden werden. 

Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 09. April ds. Js. der Ge-
meindevertretung folgenden Beschlussvorschlag empfohlen. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung genehmigt für die Umsetzung der gesplitteten Ab-
wassergebühr die Festlegung der Flächenkategorien und Abflussfaktoren 
gemäß Vorlage. " 

Wald-Michelbach, 16.04.2012 
GB 1 — Zentrale Dienste 
1/2 Gb/Ca 



Vorlage an Gemeindevertretung 

Drucksache Nr. 145/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 3:  Neufassung der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen 

sowie die Gebührenordnung für das Friedhofs- und Bestattungs-
wesen der Gemeinde Wald-Michelbach; 

Die Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen wurde redaktionell nach 

der Mustersatzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes überarbeitet 

und angepasst. In die Satzung wurde die Öffnung zu Baumgrabstäten auf-
genommen. 

Der Gemeindevorstand und der Haupt- und Finanzausschuss haben der 

Neufassung zugestimmt. 

Nach dem Ergebnis der Haushaltsrechnung weist der Teilergebnishaushalt -

Produkt 1330 Friedhofs- und Bestattungswesen seit Jahren ein Defizit auf. Dies 

macht im Rahmen der Haushaltskonsolidierung eine Anpassung der Gebühren für 

das Friedhofs- und Bestattungswesen erforderlich. 

Nach eingehenden Beratungen wurde im Haupt- und Finanzausschuss eine 

pauschale Erhöhung der Gebühren um 20% empfohlen. Diese Anpassung reicht 
zwar nicht für eine Kostendeckung aus, wurde aber als angemessen erachtet. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung genehmigt die Neufassung der Satzung über das 

Friedhofs- und Bestattungswesen und der Gebührenordnung über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen, die als Anlagen - 1 - und - 2 - dem 

Protokoll beigefügt sind. 

Der Gemeindevorstand wird beauftragt die erforderlichen Planungen zur 

Umsetzung des neu geschaffenen Angebots von Baumgrabstätten 

einzuleiten. " 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 

1/3 Gb/Be 



SATZUNG 
über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Gemeinde 

Wald-Michelbach 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 07.03.2005 (GVBI. I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2011 (GVBI. I 
S. 786) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 des Friedhof- und Bestattungsgesetzes vom 05.07.2007, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.02.2013 (GVBI. I S. 42) hat die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wald-Michelbach in der Sitzung vom 23.04.2013 für die Friedhöfe der Gemeinde 
Wald-Michelbach folgende 

Satzung (Friedhofsordnung) 

beschlossen: 

I. Allgemeine Vorschriften  

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Friedhofsordnung gilt für die nachstehend genannten Friedhöfe der Gemeinde Wald-Michelbach: 

1. Die Friedhöfe in den Ortsteilen Affolterbach, Aschbach, Gadern, Hartenrod, Kocherbach, Kreidach, 
Ober-Schönmattenwag, Siedelsbrunn und Unter-Schönmattenwag, die im Eigentum der Gemeinde 
Wald-Michelbach sind, 

2. der ehemalige evangelische Friedhof in Wald-Michelbach, welcher als kommunaler Friedhof der Ge-
meinde Wald-Michelbach ausgewiesen ist, 

3. für den ehemaligen katholischen Friedhof in Wald-Michelbach, auf dem keine Bestattungen mehr erfol-
gen. 

§ 2 Verwaltung des Friedhofs 

Die Verwaltung des Friedhofs- und Bestattungswesens obliegt dem Gemeindevorstand, im folgenden Fried-
hofsverwaltung genannt, bzw. von ihm beauftragten Dritten. 

§ 3 Friedhofszweck und Bestattungsberechtigte 

1.  Die Friedhöfe dienen der Bestattung und der Pflege der Gräber im Andenken an die Verstorbenen. 

2.  Gestattet ist die Bestattung derjenigen Personen 

a) die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde Wald-Michelbach waren, 
oder 

b) die ein Recht auf Benutzung einer Grabstätte auf dem Friedhof hatten, oder 

c) die innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof außerhalb der 
Gemeinde beigesetzt werden, oder 

d) die frühere Einwohnerinnen und Einwohner waren und zuletzt in einem Pflegeheim oder einer ähn-
lichen Einrichtung außerhalb der Gemeinde gelebt haben, oder 

e) totgeborene Kinder vor Ablauf des sechsten Schwangerschaftsmonats und Föten können auf 
Wunsch einer oder eines Angehörigen bestattet werden. 

Die Bestattung derjenigen Personen, die bei ihrem Ableben Einwohner der Gemeinde waren, erfolgt in 
der Regel auf dem Friedhof des Ortsteiles, in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten. 

3.  Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ein 
Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht. 



§ 4 Begriffsbestimmung 

Unter einer Grabstätte ist ein für die Bestattung oder Beisetzung vorgesehener, genau bestimmter Teil 
des Friedhofsgrundstückes mit dem darunter liegenden Erdreich zu verstehen. Eine Grabstätte kann 
eine Grabstelle (Reihengrab) oder mehrere Grabstellen (Wahlgrab) umfassen. 

2. Unter einer Grabstelle ist der Teil der Grabstätte zu verstehen, der der Aufnahme einer menschlichen 
Leiche bzw. bei Urnengrabstätten einer Aschenurne dient. 

§ 5 Schließung und Entwidmung 

1. Ein Friedhof und Friedhofsteile können geschlossen oder entwidmet werden. 

2. Durch die Schließung sind weitere Bestattungen nicht möglich. Durch die Entwidmung geht die Eigen-
schaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten verloren. Die Entwidmung ist erst mit Wirkung von dem 
Zeitpunkt an zulässig, zu dem sämtliche Ruhefristen der auf dem Friedhof vorgenommenen Beisetzun-
gen abgelaufen sind. 

3. Die Schließung und Entwidmung sind öffentlich bekannt zu machen. 

II. Ordnungsvorschriften  

§ 6 Öffnungszeiten 

Die Friedhöfe sind während den durch die Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten für den Besuch geöffnet. 
Die Öffnungszeiten werden durch Aushang an den Friedhofseingängen bekannt gegeben. Sonderregelungen 
können durch die Friedhofsverwaltung getroffen werden. 

§ 7 Nutzungsumfang 

Jede Friedhofsbesucherin oder jeder Friedhofsbesucher hat sich der Würde des Ortes entsprechend zu 
verhalten. Den Anordnungen des aufsichtsbefugten Friedhofspersonals ist Folge zu leisten. Kinder unter 
10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung von Erwachsenen betreten. 

Nicht gestattet ist innerhalb der Friedhöfe: 

a) Tieren mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde, 

b) das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht eine besondere Erlaubnis hierzu 
erteilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der 
Friedhofsverwaltung, 

c) das Anbieten von Waren aller Art und gewerblicher Dienste, 

d) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 

e) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung ge-
werbsmäßig zu fotografieren, 

f) das Verteilen von Druckschriften, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungs-
feiern notwendig und üblich sind sowie Informationsschriften der Friedhofsverwaltung, 

g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und zu beschädigen sowie 
Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise zu betreten, 

h) Abraum und Abfälle aller Art außerhalb der hierfür vorgesehenen Plätze abzulagern, 

i) religiöse Propaganda in Wort, Schrift und Bild (einschließlich Grabsteine), insbesondere solche, die 
eine Verächtlichung von Glaubensgemeinschaften oder deren Bekenntnisse und Lehren zum Inhalt 
haben, 

j) jede missbräuchliche oder übermäßige Benutzung der Wasserentnahmestellen. 

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der 
Ordnung auf ihm vereinbar sind. 



4.  Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende Veranstaltungen bedür-
fen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens eine Woche vor Durchführung anzu-
melden. 

§ 8 Sitzgelegenheiten 

Ruhebänke und Stühle sowie sonstige Sitzgelegenheiten dürfen nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung 
an oder auf Grabstätten aufgestellt werden. 

§ 9 Gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof 

1.  Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof (insbesondere Steinmetze, Steinbildhauer, Gärtner, Bestatter, 
Tischler) bedürfen, soweit nicht Arbeiten im Auftrag der Friedhofsverwaltung durchgeführt werden, der 
vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. 

2.  Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Zuzulassen sind Gewerbetreibende die 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und 

b) diese Friedhofsordnung durch Unterschrift für alle einschlägigen Arbeiten als verbindlich anerkannt 
haben. 

Über den Antrag wird unverzüglich, spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage aller Unterlagen 
entschieden. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Zulassung als erteilt. 

3.  Die gewerblichen Tätigkeiten müssen mit dem Friedhofszweck vereinbar sein und dürfen Bestattungs-
feierlichkeiten nicht stören. 

4.  Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon abhängig machen, dass die Antragstellerin oder der 
Antragsteller einen für die Ausführung ihrer oder seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversiche-
rungsschutz nachweist. 

5.  Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte, die bei der Ausführung aller Arbeiten 
auf den Friedhöfen mitzuführen und den Aufsichtspersonen auf Verlangen vorzuzeigen ist. Die Berechti-
gungskarte wird für fünf Kalenderjahre ausgestellt. Eine einmalige Zulassung ist möglich. 

6.  Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung zu beachten. Die Gewerbe-
treibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit einer Tätigkeit 
auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

7.  Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt 
werden. Die Arbeiten sind frühestens um 07:00 Uhr aufzunehmen und eine halbe Stunde vor Schließung 
des Friedhofs, spätestens um 20:00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulas-
sen. 

8.  Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur an den von 
der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen vorübergehend gelagert werden. Bei Beendigung der Ar-
beiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in Ordnung zu bringen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht 
an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 

9.  Gewerbetreibenden, die wiederholt oder schwerwiegend gegen diese Friedhofssatzung verstoßen oder 
bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, kann die 
Friedhofsverwaltung die Zulassung nach schriftlicher Mahnung auf Zeit oder auf Dauer durch schriftli-
chen Bescheid entziehen. 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften  

§ 10 Bestattungen 

1.  Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen anzumelden. 



2. Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist das Nutzungsrecht nach-
zuweisen. Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung vorzu-
legen. 

3. Ort und Zeit der Bestattung werden durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Dabei werden die Wün-
sche der für die Bestattung sorgepflichtigen Personen nach Möglichkeit berücksichtigt. 

4. An Samstagen, Sonn- und Feiertagen finden keine Bestattungen, Beisetzungen oder Trauerfeiern statt. 
In begründeten Fällen sind mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung Ausnahmen zulässig. 

§ 11 Nutzung der Leichenhalle 

1. Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur in Begleitung 
eines Angehörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung betreten wer-
den. 

2. Leichen müssen spätestens 36 Stunden nach Eintritt des Todes, jedoch nicht vor Ausfüllung des Lei-
chenschauscheines oder einer Todesbescheinigung, in die Leichenhalle des Friedhofes oder eine sons-
tige am Begräbnisort verfügbare Leichenhalle gebracht werden. In Sonderfällen entscheidet die Fried-
hofsverwaltung. 

3. Leichen sind in verschlossenen Särgen in die Leichenhallen zu verbringen. Die Särge müssen festgefügt 
und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Die Särge dürfen 
nicht aus Metall, Kunststoff oder sonstigen schwer vergänglichen Stoffen hergestellt werden. 

4. Die Särge werden spätestens 15 Minuten vor Beginn der Trauerfeier bzw. der Bestattungszeit geschlos-
sen und dürfen nicht mehr geöffnet werden. Bis dahin können die Angehörigen die Verstorbenen, sofern 
keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, nach vorausgegangener Absprache mit dem 
Friedhofspersonal oder der Friedhofsverwaltung sehen. 

5. Die Gemeinde haftet nicht für den Verlust von Wertgegenständen, die den Leichen beigegeben worden 
sind. 

6. Die Trauerfeier findet in der Regel in der Einsegnungshalle statt. Soll die Trauerfeier am Grab oder an 
einer anderen dafür vorgesehenen Stelle erfolgen, so bedarf es einer Erlaubnis durch die Friedhofsver-
waltung. 

7. Der Transport des Sarges zur Grabstätte erfolgt durch das Friedhofspersonal. Auf Antrag können Aus-
nahmen hiervon durch die Friedhofsverwaltung erteilt werden. 

§ 12 Grabstätte und Ruhefrist 

1. Die Gräber werden nur durch das Friedhofspersonal bzw. durch Beauftragte der Friedhofsverwaltung 
ausgehoben, geöffnet oder geschlossen. 

2. Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Sargoberkante min-
destens 0,90 m, bis zur Urnenoberkante mindestens 0,50 m. 

3. Werden bei der Wiederbelegung einer Grabstätte beim Ausheben Leichenteile, Sargteile oder sonstige 
Überreste gefunden, so sind diese sofort mindestens 0,30 m unter der Sohle des neuen Grabes zu ver-
legen. 

4. Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung einer Grabstätte beträgt 

a) für Leichen (ab dem vollendeten 5. Lebensjahr) 25 Jahre 

b) für Leichen (bis zum vollendeten 5. Lebensjahr) 15 Jahre 

c) für Aschenurnen 20 Jahre 

d) Aufgrund der besonderen Bodenverhältnisse auf dem Gemeindefriedhof im Ortsteil Affolterbach 
beträgt die Frist bis zur Wiederbelegung von Grabstätten 

1. für Leichen (ab dem vollendeten 5. Lebensjahr) 40 Jahre 

2. für Leichen (bis zum vollendeten 5. Lebensjahr) 30 Jahre 



§ 13 Totenruhe und Umbettung 

1. Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

2. Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der 
vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur auf Antrag und bei Vorlie-
gen eines besonderen Grundes erteilt werden; bei Umbettungen innerhalb der Gemeinde in den ersten 
Jahren der Ruhefrist nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer 
Reihengrabstätte oder einer Urnenreihengrabstätte in eine andere Reihengrabstätte oder Urnenreihen-
grabstätte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulässig. 

3. Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr Beauftragte durchgeführt. Die 
Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 

4. Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und Anlagen 
durch eine Umbettung entstehen, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller zu tragen. 

IV. Grabstätten  

§ 14 Grabarten 

1.  Auf den Friedhöfen werden folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung gestellt: 

a) Reihengrabstätten, 

b) Wahlgrabstätten, 

und soweit es die Anlage des Friedhofes zulässt: 

c) Urnenreihengrabstätten, 

d) Urnenwahlgrabstätten, 

e) Urnenstelen und 

f) anonyme Grabstätten. 

2.  Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach bestimmten Grab-
stätte oder die Unveränderlichkeit der Umgebung. 

§ 15 Nutzungsrechte an Grabstätten 

1. Nutzungsrechte an Grabstätten können nur nach Maßgabe dieser Friedhofssatzung begründet werden. 
Sie sind öffentlich-rechtlicher Natur. Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. 

2. Bei Streitigkeiten zwischen Beteiligten über Rechte an Grabstätten, über die Verwaltung oder Gestaltung 
einer Grabstätte oder eines Grabmals, kann die Friedhofsverwaltung bis zur gütlichen Einigung oder 
rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung über diese Streitigkeiten die erforderlichen vorläufigen Rege-
lungen treffen. 

§ 16 Grabbelegung 

1. In jeder Grabstelle darf während des Laufs der Ruhefrist grundsätzlich nur eine Erdbestattung vorge-
nommen werden. § 21 Abs. 2 gilt entsprechend. 

2. Es ist zulässig, eine mit ihrem neugeborenen Kind verstorbene Mutter oder zwei zur gleichen Zeit in 
ihrem ersten Lebensjahr verstorbene Kinder in einem Sarg beizusetzen. 



§ 17 Verlegung von Grabstätten 

Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Rechts kann die Friedhofsverwaltung Grabstätten verlegen. 
Die Leichen oder Aschenreste sind in diesen Fällen in ein anderes Grab gleicher Art umzubetten. Grabmale 
und sonstige Grabausstattungen sind umzusetzen. Die Kosten der Maßnahme trägt der Veranlasser. 

( A ) Reihenqrabstätten 

§ 18 Definition der Reihengrabstätte 

Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestattungen. Sie werden der Reihe nach belegt und im Todesfall für 
die Dauer der Ruhefrist des zu Bestattenden, zugeteilt (§ 12 Abs. 4). Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 
an einer Reihengrabstätte oder eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist nicht möglich. Eine Reihengrab-
stätte kann nach Ablauf der Ruhefrist nicht in eine Wahlgrabstätte umgewandelt werden. 

§ 19 Maße der Reihengrabstätte 

1.  Es werden eingerichtet: 

a) Reihengrabstätten für die Beisetzung Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 

b) Reihengrabstätten für die Beisetzung Verstorbener ab vollendetem 5. Lebensjahr, 

c) Urnenreihengrabstätten, die ausschließlich der Beisetzung von Urnen dienen, 

d) anonyme Urnenreihengrabstätten. 

2.  Die Reihengrabstätten haben folgende Maße 

a) für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: 

Länge: 1,50 m 
Breite: 0,60 m 
Abstand: 0,30 m 

b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr: 

Länge: 2,00 m 
Breite: 1,00 m 
Abstand: 0,30 m 

c) für Urnenreihengrabstätten: 

Länge: 0,75 m 
Breite: 0,50 m 
Abstand: 0,30 m 

Abweichend von den vorstehenden Maßen gelten für den neuen Teil des Friedhofes im OT Wald-
Michelbach (Urnenfeld U 2) folgende Maße: 

Länge: 0,50 m 
Breite: 0,50 m 
Abstand: 0,30 m 

d) für anonyme Urnengrabstätten: 

Länge: 0,40 m 
Breite: 0,40 m 



§ 20 Wiederbelegung und Abräumung 

1. Über die Wiederbelegung von Reihengrabstätten, für die die Ruhefrist abgelaufen ist, entscheidet die 
Friedhofsverwaltung. 

2. Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von Ihnen sowie die beabsichtigte Wiederbelegung 
ist 6 Monate vor der Abräumung öffentlich bekannt zu machen. 

( B ) Wahlgrabstätten  

§ 21 Definition, Entstehung und Übergang des Nutzungsrechtes 

1.  Wahlgrabstätten sind Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht gern. § 12 Abs. 4 verliehen 
wird. Auf Verleihung eines Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte besteht kein Rechtsanspruch. Wün-
sche des Erwerbers bezüglich der Lage der Wahlgrabstätte werden nach Möglichkeit berücksichtigt. Der 
Ersterwerb eines Nutzungsrechts ist nur möglich anlässlich eines Todesfalles. Das Nutzungsrecht kann 
in der Regel einmal verlängert oder wiedererworben werden. Verlängerung oder Wiedererwerb sind nur 
auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte möglich. Ein Rechtsanspruch auf Wiedererwerb oder 
Verlängerung besteht. Eine Ausnahme hiervon gilt bei der Verlängerung oder dem Wiedererwerb bezüg-
lich einer nicht voll belegten Wahlgrabstätte. 

2.  Es werden ein- und mehrstellige Wahlgrabstätten abgegeben. Nach Ablauf der Ruhefrist einer Leiche 
kann in der betreffenden Grabstelle eine weitere Beisetzung erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit 
die Ruhefrist erreicht, oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist wie-
der erworben ist. 

3.  Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändigung der Verleihungsurkunde. Die oder der Nutzungsberech-
tigte hat das Recht auf Beisetzung nach seinem Ableben, sowie im Falle des Erwerbs einer mehrstelli-
gen Wahlgrabstätte, das Recht auf Beisetzung ihrer oder seiner verstorbenen Angehörigen in dem 
Wahlgrab. Angehörige im Sinne dieser Bestimmung sind: 

a) Ehegatten oder Lebenspartner, 

b) Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, 

c) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister, 

d) Ehegatten oder Lebenspartner der in Abs. 3, Buchstabe c) bezeichneten Personen. 

Die Beisetzung anderer Personen in dem Wahlgrab bedarf der Einwilligung der Friedhofsverwaltung. 

4.  Die oder der Nutzungsberechtigte hat ferner das Recht auf Gestaltung und Pflege der Grabstätte nach 
Maßgabe der Vorschriften dieser Friedhofsordnung. 

5.  Das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte kann nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung und nur 
auf Angehörige im Sinne des § 21 Abs. 3 übertragen werden. 

6.  Die Erwerberin oder der Erwerber eines Wahlgrabes soll für den Fall ihres oder seines Ablebens ihre 
oder seine Nachfolgerin bzw. ihren oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Diese oder 
dieser ist aus dem in § 21 Abs. 3 aufgeführten Personenkreis zu benennen. Wird keine oder eine andere 
Regelung getroffen, so geht das Nutzungsrecht in der in § 21 Abs. 3 genannten Reihenfolge auf die An-
gehörigen, bzw. Erben der verstorbenen Erwerberin oder des verstorbenen Erwerbers über. Innerhalb 
der einzelnen Gruppen wird jeweils die oder der Älteste nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim Tod 
einer oder eines Nutzungsberechtigten, auf den das Nutzungsrecht früher übergegangen war. 

7.  Jede Person, auf die ein Nutzungsrecht übergeht, kann durch Erklärung gegenüber der Friedhofs-
verwaltung auf das Nutzungsrecht verzichten; dieses geht dann auf die oder den nächsten Angehörigen, 
bzw. Erben in der in § 21 Abs. 3 genannten Reihenfolge über. 

8.  Das Recht auf Beisetzung in einer Wahlgrabstätte läuft mit der Nutzungszeit ab. Während der Nutzungs-
zeit darf eine Beisetzung jedoch nur stattfinden, wenn die Ruhefrist für diese Beisetzung die Nutzungs-
zeit nicht übersteigt, oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist für 
diese Beisetzung erneut erworben wurde. 



6.  In Urnenreihengrabstätten sowie Urnenwahlgrabstätten und in Grabstätten für Erdbestattungen können 
Aschenurnen nur unterirdisch beigesetzt werden. 

§ 25 

Nach Ablauf der Ruhefrist und Erlöschen des Nutzungsrechts ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die bei-
gesetzten Aschenurnen zu entfernen. Die Asche wird an geeigneter Stelle der Friedhöfe in würdiger Weise 
der Erde übergeben. 

§ 26 

Die Vorschriften dieser Friedhofsordnung über Reihen- und Wahlgrabstätten für Erdbestattungen gelten für 
Urnengräber entsprechend, soweit sich aus den vorstehenden Bestimmungen über Aschenbeisetzungen 
nichts Abweichendes ergibt. 

( D ) anonyme Grabstätten 

§ 27 Definition 

Bei den anonymen Grabstätten handelt es sich um Reihengrabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeiset-
zungen. In den dafür ausgewiesenen Grabfeldern auf dem Gemeindefriedhof im OT Wald-Michelbach (ehem. 
evangelischer) sind solche Bestattungen möglich. 

§ 28 

1. Anonyme Grabstätten sind Gräber, die für die Dauer der Ruhefrist (§ 12 Abs. 4) abgegeben werden. 

2. Es wird der Reihe nach beigesetzt. Umbettungen aus einem anonymen Grab in ein anderes Reihengrab 
sind unzulässig. Anonyme Grabstätten können auch nach Ablauf der Ruhefrist nicht in ein Wahlgrab 
umgewandelt werden. 

3. Die Belegung der anonymen Grabstätten erfolgt ohne Bekanntgabe der genauen Lage an die Angehöri-
gen. Jegliche Form von Grabgestaltung ist nicht zulässig. Die hierzu bereitgestellten Grabflächen wer-
den als Rasenflächen unterhalten. 

§ 29 Baumgrabstätten 

1. Bestattungen von Ascheresten sind an besonders ausgewiesenen Bäumen im Wurzelbereich der Bäu-
me möglich. Die Beisetzung darf nur in einer biologisch abbaubaren Urne erfolgen. 

2. In einer Baumgrabstätte können bis zu 12 Urnen beigesetzt werden. 

3. Das Nutzungsrecht an Baumgrabstätten wird auf die Dauer von 20 Jahren verliehen. Ein Wiedererwerb 
bzw. eine Verlängerung des Nutzungsrechtes ist nicht möglich. 

4. Sollte der Baum im Laufe eines Nutzungsrechtes beschädigt oder zerstört werden, ist die Gemeinde zur 
Ersatzpflanzung eines neuen Baumes verpflichtet. 

5. Die Kennzeichnung der Baumgrabstätte erfolgt durch den/die Nutzungsberechtigten mit einem im Um-
feld des Baumes aufgestellten Gedenkstein, auf dem Name, Vorname, Geburts- und Sterbejahr eingra-
viert werden können. Alternativ können Namenstafeln mit demselben Inhalt unmittelbar am Baum ange-
bracht werden. Die Namenstafeln dürfen maximal eine Größe von 10,5 x 14,85 cm. aufweisen. Es ist 
untersagt, die Bäume darüber hinaus zu bearbeiten, zu schmücken oder in sonstiger Weise zu verän-
dern. 

6. Das Ablegen von Grabschmuck bzw. anderen Gegenständen auf der Grabstätte ist nicht gestattet. Der 
Grabschmuck darf nur an einer gesondert ausgewiesenen Stelle abgelegt werden. 



9. Für die Verlängerung des Grabnutzungsrechtes wird pro Jahr der anteilige Satz des in der jeweils gel- 
tenden Gebührenordnung festgelegten Kaufpreises erhoben. 

§ 22 Maße der Wahlgrabstätte 

Die Wahlgrabstätten haben folgende Maße 

a) je Grabstelle eines Wahlgrabes: 

Länge: 2,00 m 
Breite: 1,00 m 
Abstand: 0,30 m 

b) für Urnengrabstätten: 

Länge: 1,00 m 
Breite: 0,75 m 
Abstand: 0,30 m 

Abweichend von den vorstehenden Maßen gelten für den neuen Teil des Friedhofes im OT Wald-
Michelbach (Urnenfeld U 2) folgende Maße: 

Länge: 0,75 m 
Breite: 0,75 m 
Abstand: 0,30 m 

§ 23 Grüfte 

Wahlgräber können an den planmäßig vorgesehenen Stellen mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung als 
Grüfte ausgemauert und überbaut werden. Die in den Grüften aufzustellenden Särge müssen mit dicht 
schließenden Metalleinsätzen versehen sein. 

( C ) Urnengrabstätten  

§ 24 Formen der Aschenbeisetzung 

Aschenreste können beigesetzt werden in: 

a) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen, 

b) Urnenreihengrabstätten, 

c) Urnenwahlgrabstätten (Erdgrabstätten), 

d) Urnenstelen und 

e) anonymen Urnengrabstätten 

In Wahlgrabstätten zur Erdbestattung können je Grabstelle bis zu 3 Urnen beigesetzt werden, es ist au-
ßerdem zulässig, zu je einer Erdbestattung eine Urnenbestattung (während der Ruhefrist) oder umge-
kehrt vorzunehmen. In Urnenreihengräbern (auch anonymen) können 1 Urne und in Urnenwahlgräbern 2 
Urnen bestattet werden. In Urnenstelen können pro Urnenkammer bis zu 4 Urnen (ohne Überurne) bei-
gesetzt werden. 

Urnenreihengrabstätten (auch anonyme) sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im To-
desfall für die Dauer der Ruhefrist zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Eine Verlängerung 
des Nutzungsrechts oder ein Wiedererwerb ist nicht möglich. 

Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. 

5. Urnenwahlgrabstätten können außer in Grabfeldern auch in Urnenstelen oder Urnenmauern eingerichtet 
werden. 



7.  Die Anlage und Pflege der Grabstätte obliegt ausschließlich der Gemeinde. Pflegeeingriffe sind insbe- 
sondere zulässig, soweit dieses aus Gründen der Verkehrssicherheit geboten ist. Ansonsten soll der 
Baumbestand in weitgehend naturbelassenem Zustand verbleiben. 

V. Gestaltung der Grabstätten  

§ 30 

Für sämtliche Friedhöfe gelten folgende allgemeine Gestaltungsvorschriften: 

1. Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck 
sowie die Würde des Ortes und die Pietät gewahrt werden. 

2. Auf den Grabstätten dürfen insbesondere zum Gedenken an die dort Ruhenden Grabmale errichtet wer-
den. Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen aus wetterbeständigem Werkstoff hergestellt 
sein. 

3. Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen standsicher sein. 

4. Firmenbezeichnungen dürfen nur an Grabmalen, und zwar in unauffälliger Weise, seitlich angebracht 
werden. 

5. Für Urnenkammern in Urnenstelen bzw. —mauern sind die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen 
Verschlussplatten zu verwenden. Ausnahmen werden nicht zugelassen. Die Gestaltung der Verschluss-
platten obliegt den Nutzungsberechtigten und muss sich in das Bild des Friedhofes harmonisch einfü-
gen. 

6. Namenstafeln zur Kennzeichnung von Baumgrabstätten dürfen nur dem von der Friedhofsverwaltung 
vorgegebenen Muster entsprechen. Ausnahmen hiervon werden nicht zugelassen. 

7. Bereits bestehende Gräber in alten Friedhofsteilen genießen Bestandsschutz. Die Friedhofsverwaltung 
ist dazu berechtigt Ausnahmen von den vorgegebenen Maßen zuzulassen bzw. zu fordern. 

§31 

1.  Auf den Grabstätten sind insbesondere nicht zulässig Grabmale 

a) aus Gips, 

b) aus Betonwerkstein, soweit sie nicht Natursteincharakter haben und handwerksgerecht bearbeitet 
sind, 

c) mit in Zement aufgesetztem figürlichem oder ornamentalem Schmuck, 

d) mit Farbanstrich auf Stein, 

e) mit Glas, Emaille, Porzellan oder Kunststoffen in jeder Form, 

f) mit Inschriften, die der Weihe des Ortes nicht entsprechen. 

Vorstehende Bestimmungen gelten sinngemäß auch für sonstige Grabausstattungen. 

2.  Bei der Gestaltung und der Bearbeitung sind folgende Vorschriften einzuhalten: 

a) Schriftrücken und Schriftbossen für weitere Inschriften können geschliffen sein. 

b) Schriften, Ornamente und Symbole sind aus dem Material, aus dem das Grabmal besteht, werkge-
recht abzustimmen. 

3.  Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

a)  auf einstelligen Grabstatten bis zu 0,5 m2  Ansichtsfläche, 



b)  auf zwei- und mehrstelligen Grabstätten bis zu 1,5 m2  Ansichtsfläche. 

Stehende Grabmäler für Erwachsene dürfen nicht höher als 1,20 m und für Kinder nicht höher als 
0,70 m sein. 

4. Liegende Grabmale dürfen nur flach oder flachgeneigt auf die Grabstätte gelegt werden; sie sind nicht in 
Verbindung mit stehenden Grabmalen zulässig. 

5. Auf Urnengrabstätten sind nur liegende Grabmale (flach oder flachgeneigt) sowie stehende Grabmale 
bis zu einer Höhe von 0,60 m zulässig. 

6. Die Friedhofsverwaltung kann unter Berücksichtigung der Gesamtgestaltung des Friedhofes Ausnahmen 
von den Vorschriften der Absätze 1 - 4 und auch für sonstige Grabausstattungen zulassen. 

§ 32 Genehmigungserfordernis für Grabmale und -einfassungen 
1. Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und Grabeinfassungen bedarf der vorherigen 

schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
Ohne Zustimmung sind für die Dauer von 2 Jahren nach der Bestattung oder Beisetzung provisorische 
Grabmale als Holztafeln bis zu einer Größe von 15 x 30 cm und Holzkreuze zulässig. 

2. Die Zustimmung ist unter Vorlage von Zeichnungen in doppelter Ausfertigung im Maßstab 1:10 zu bean-
tragen. Aus dem Antrag und den Zeichnungen müssen alle Einzelheiten der Anlage, insbesondere Art 
und Bearbeitung des Werkstoffes sowie Inhalt, Form und Anordnung der Inschrift ersichtlich sein. Auf 
Verlangen sind Zeichnungen in größerem Maßstab oder Modelle vorzulegen. 

3. Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen Grabausstattungen, die auf Dauer angebracht wer-
den sollen, wie Weihwassergefäße, Kerzenhalter, besondere Steine für Inschriften usw. bedürfen eben-
falls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Abs. 2 gilt entsprechend. 

4. Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die sonstige Grabausstattung 
nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Zustimmung errichtet worden sind. 

5. Die Zustimmung kann versagt werden, wenn die Anlage nicht den Vorschriften dieser Friedhofsordnung 
entspricht. 

6. Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsverwaltung errichtete oder mit den vorgelegten 
Zeichnungen und Angaben nicht übereinstimmende Anlagen müssen entfernt oder den Zeichnungen 
entsprechend verändert werden. 
Die Friedhofsverwaltung kann die für ein Grab Sorgepflichtige oder Nutzungsberechtigte oder den für ein 
Grab Sorgepflichtigen oder Nutzungsberechtigten schriftlich auffordern, innerhalb angemessener Frist 
die Anlage zu entfernen oder zu verändern. Wird der Aufforderung nicht rechtzeitig Folge geleistet, so 
kann die Anlage im Wege der Ersatzvornahme durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden. Die 
dadurch entstehenden Kosten sind vom Verpflichteten zu tragen. 

7. Die Grabstellen können auch mit Grabplatten abgedeckt werden. 

§ 33 Standsicherheit 

1.  Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks, die in den Richtlinien für das 
Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmalen des Bundesinnungsverbandes des deutschen 
Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks (Versetzrichtlinien) festgelegt sind, so zu funda-
mentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter 
Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 

Mit dem Antrag auf die Zustimmung (gem. § 32 Abs. 2) sind schriftliche Angaben über die Art der Fun-
damentieren und der Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke der Fundamente vorzulegen. 
Falls durch die danach vorgesehene Fundamentierung und Befestigung eines Grabmales dessen 
Standsicherheit nicht gewährleistet erscheint, kann die Friedhofsverwaltung die erforderlichen Änderun-
gen vorschreiben. Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die vorgeschriebene Fundamentierung 
durchgeführt worden ist und gegebenenfalls Abhilfe verlangen. 



2. Die Inhaberin und Nutzungsberechtigte oder der Inhaber und Nutzungsberechtigte von Grabstellen ist 
verpflichtet, die Anlagen auf den Grabstellen im Jahr mindestens zweimal, und zwar einmal im Frühjahr. 
nach Beendigung der Frostperiode, und zum anderen im Herbst, auf ihre Standfestigkeit hin fachmän-
nisch zu überprüfen oder auf ihre Kosten durch Fachleute überprüfen zu lassen, gleichgültig, ob äußerli-
che Mängel erkennbar sind oder nicht. 
Dabei festgestellte Mängel sind unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu lassen. 
Inhaberinnen oder Inhaber und Nutzungsberechtigte von Grabstellen, welche dieser Verpflichtung nicht 
ordnungsgemäß nachkommen, haften für sich daraus ergebende Schäden. 

3. Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen trotz schriftlicher 
Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist besei-
tigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortli-
chen vorläufig zu sichern (z.B. Umlegung von Grabmalen, Absperrung) oder zu entfernen. 
Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist der Verantwortliche 
nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentli-
che Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf dem Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der 
für die Dauer von einem Monat angebracht wird. 

Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich. 

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere 
Eigenart des Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis geführt. 
Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Änderung derartiger Grabmale und Anlagen versa-
gen. Insoweit sind die zuständigen Denkmalschutz- und Pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzli-
chen Bestimmung zu beteiligen. 

§ 34 Beseitigung von Grabmalen und -einfassungen 

Grabmale und Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen dürfen vor Ablauf der Ruhefrist oder 
des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung von der Grabstelle entfernt 
werden. 

Nach Ablauf der Ruhefrist bei Reihen- und Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf der Nutzungszeit 
bei Wahl- und Urnenwahlgrabstätten sind Grabmale, Einfassungen und sonstige Grabausstattungen 
einschließlich der Fundamente und Befestigungsmaterialien von den Nutzungsberechtigten binnen 3 
Monaten zu entfernen. Kommen die Nutzungsberechtigten dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt. die Grabstätte abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht 
verpflichtet, ein Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. 
Grabmale oder bauliche Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der Gemeinde über, soweit 
dies bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei Genehmigung für die Errichtung des Grabmales oder sons-
tiger baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Ist eine derartige Vereinbarung nicht getroffen, kann 
die Friedhofsverwaltung entsprechend den Vorschriften der §§ 383 ff BGB verfahren. Sofern Grabmale 
oder sonstige bauliche Anlagen von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat die oder der jewei-
lige Nutzungsberechtigte die entstehenden Kosten zu tragen. 

Vl. Herrichtung, Bepflanzung und Unterhaltung der Grabstätten  

§ 35 Bepflanzung von Grabstätten 

Alle Grabstätten — mit Ausnahme der Urnenstelen, den Feldern für anonyme Beisetzungen oder Bestat- 
tungen — sind zu bepflanzen und dauernd instand zu halten. Bei der Bepflanzung und Pflege sind die 
Belange des Umweltschutzes, insbesondere des Gewässer- und Bodenschutzes zu beachten. 

Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, die andere Grabstätten 
und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Das Pflanzen, Umsetzen und Beseitigen 
von Bäumen, großwüchsigen Sträuchern und Hecken bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung. 
Für Schäden die durch auf einer Grabstätte gepflanzte Bäume, Sträucher, Hecken oder ähnliche An-
pflanzungen an Grabmalen, Grabeinfassungen oder sonstigen Grabausstattungen benachbarter Grab-
stätten oder an öffentlichen Anlagen und Wegen verursacht werden, haften die Nutzungsberechtigten 
der Grabstätte, deren Bepflanzung die Schäden verursacht. Bäume, Sträucher und Hecken gehen mit 
dem Einpflanzen in das Eigentum der Gemeinde über. 



3. Grabbeete dürfen nicht höher als 0,50 m sein. 

4. Auf den Grabstätten dürfen nur Kränze, Grabgebinde oder ähnlicher Grabschmuck abgelegt werden, die 
ausschließlich unter Verwendung von verrottbaren Materialien hergestellt sind. 

5. Verwelkte Blumen und Kränze sind durch die Nutzungsberechtigten von den Grabstätten zu entfernen. 
Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung nach angemessener Frist die Blumen und Kränze 
ohne Ankündigung beseitigen. 

6. Zur Unkrautbekämpfung dürfen keine Mittel verwendet werden, die eine Grundwasserverunreinigung 
verursachen können. 

7. Die Nutzungsberechtigten werden dazu verpflichtet die Grabstätte in einem Umkreis von 50 cm um das 
Grab herum, sauber zu halten. 

8. Gießkannen, Spaten, Harken und andere Geräte dürfen nicht auf den Grabstätten oder hinter den 
Grabmalen und in den Anpflanzungen aufbewahrt werden. 

9. Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung von gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten 
obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

10 Bepflanzungen und dergl. werden an Urnenstelen nur soweit gestattet, wie es die Beschaffenheit der 
Verschlussplatte zulässt. Im Übrigen sind die für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Pflanztröge 
bzw. —beete zu nutzen. 

§ 36 Nutzungspflicht der Abfallbehälter 

Für die Beseitigung der nach § 35 bzw. sonstig anfallenden Abfälle werden auf allen Friedhöfen getrennte 
Sammelgefäße aufgestellt, die die getrennte Beseitigung der Abfälle gewährleisten. 

Die Nutzungsberechtigten der Grabstätten und die Besucher der Friedhöfe sind verpflichtet, die getrennten 
Abfallbehälter zu benutzen. 

§ 37 Herrichtungsverpflichtung und friedhofswürdige Unterhaltung 

1. Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 35 hergerichtet und dauerhaft instand gehal-
ten werden. 

2. Reihen- und Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung, Wahl- und 
Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach Erwerb des Nutzungsrechts bzw. der zuletzt vor-
genommenen Beisetzung hergerichtet werden. 

Wird ein Reihengrab während der Dauer der Ruhefrist, eine Wahlgrabstätte während der Dauer des 
Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht entsprechend den Bestimmungen dieser Friedhofs-
ordnung in friedhofswürdiger Weise in Stand gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsbe-
rechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. 
Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsver-
waltung die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen lassen. 

3. Bei Urnenkammern in Urnenstelen ist die beschriftete Verschlussplatte bis zur Beisetzung der Urne zu 
montieren. 

VII: Schluss- und Übergangsvorschriften 

§ 38 

Bei Grabstätten, über welche die Gemeinde bei Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung bereits verfügt hat, 
bestimmt sich die Nutzungsdauer nach dem zum Zeitpunkt des Nutzungsrechts geltenden ortsrechtlichen 
Vorschriften. 



§ 39 

Ruhebänke und Stühle sowie sonstige Sitzgelegenheiten dürfen nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung 
an oder auf Grabstätten aufgestellt werden. 

§ 40 Listen 

Es werden folgende Listen geführt: 

a) Ein Grabregister der beigesetzten Personen mit den laufenden Nummern der Reihengräber, der 
Wahlgräber und der Aschengrabstätten, 

b) eine Namenskartei der beigesetzten Personen unter Angabe des Beisetzungszeitpunktes, 

c) ein Verzeichnis gem. § 33 Abs. 4 dieser Friedhofsordnung. 

Zeichnerische Unterlagen, Gesamtpläne, Belegungspläne und Grabmalentwürfe sind von der Friedhofs-
verwaltung zu verwahren. 

§ 41 Gebühren 

Für die Benutzung der Friedhöfe und deren Einrichtungen und Anlagen sowie für damit zusammenhängende 
Amtshandlungen der Friedhofsverwaltung sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensat-
zung zu entrichten. 

§ 42 Haftung 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer An-
lagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonde-
ren Obhut- und Überwachungsvorschriften. Sie haftet nicht für Diebstahl. Im Übrigen haftet die Gemeinde nur 
für Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

§ 43 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. außerhalb der gern. § 6 festgelegten Öffnungszeiten den Friedhof betritt oder sich dort aufhält, 

2. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. a) Tiere mitbringt, 

3. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. b) die Friedhofswege mit Fahrzeugen aller Art ohne Erlaubnis befährt, 

4. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. c) Waren oder gewerbliche Dienste anbietet, 

5. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. d) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung störende 
Arbeiten ausführt, 

6. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. e) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig fotografiert, 

7. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. f) Druckschriften verteilt, 

8. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt oder 
beschädigt und Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise betritt. 

9. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. h) Abraum und Abfälle außerhalb der hierfür vorgesehenen Plätze ablegt, 

10. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. i) religiöse Propaganda betreibt, 

11. entgegen § 7 Abs. 2 Nr. j) die Wasserentnahmestellen missbräuchlich oder übermäßig benutzt, 



12. entgegen § 9 Abs. 1 gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof ohne vorherige Zulassung durch die 
Friedhofsverwaltung ausführt, 

13. entgegen § 9 Abs. 7 gewerbliche Arbeiten an Sonn- oder Feiertagen oder außerhalb der festgeleg-
ten Zeiten ausführt, 

14. entgegen § 9 Abs. 8 Werkzeuge und Materialien außerhalb genehmigter Stellen lagert oder ge-
werbliche Geräte an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhofe reinigt. 

2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5,00 € bis 1.500,00 €, bei fahrlässiger Zuwider-
handlung bis 750,00 € geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter 
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß hierzu 
nicht aus, so kann es überschritten werden. 

3. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung findet Anwendung; zuständige 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1, Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der 
Gemeindevorstand. 

§ 44 Sonderreglungen 

Der Bürgermeister ist berechtigt, abweichend von den vorstehenden Vorschriften in begründeten Einzelfällen 
Sonderregelungen zu treffen. 

§ 45 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Vollendung ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 21.11.2006 außer Kraft. § 38 bleibt unberührt. 

Wald-Michelbach, 23.04.2013 

Für den Gemeindevorstand 

Kunkel, Bürgermeister 



Gebührenordnung 
für das Friedhofs- und Bestattungswesen der 

Gemeinde Wald-Michelbach 

Aufgrund der §§ 5 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 
07.03.2005 (GVBI. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2011 (GVBI I S. 786), der $$ 1 
bis 5a und 9, 10 des Hessischen Gesetzes über Kommunale Abgaben vom 17.03.1970 (GVBI. I 
S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.01.2005 (GVBI. I. S. 54) und des § 41 der Friedhofs-
ordnung der Gemeinde Wald-Michelbach vom 23.04.2013 hat die Gemeindevertretung in der Sitzung 
vom 23.04.2013 für die Friedhöfe der Gemeinde Wald-Michelbach folgende Gebührenordnung 
beschlossen: 

I.  Gebührenpflicht 

§ 1  

Gebührenerhebung 

Für die Benutzung der Friedhöfe der Gemeinde Wald-Michelbach und ihrer Einrichtungen werden für 
Leistungen nach der Friedhofssatzung vom 21.11.2006 Gebühren nach Maßgabe dieser Gebühren-
ordnung erhoben. 

§2 

Gebührenschuldner 

1.  Schuldner der Gebühren für Leistungen nach der Friedhofsordnung sind: 

a) Bei Erstbestattungen die Personen, die nach dem Hessischen Friedhofs- und 
Bestattungsgesetz bei Verstorbenen die erforderlichen Sorgemaßnahmen zum Schutz der 
Gesundheit und der Totenruhe zu veranlassen haben. Angehörige in diesem Sinne sind u.a. 
der Ehegatte, Verwandte ersten und zweiten Grades, Adoptiveltern und — kinder. 

Lebte der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder 
Gefangenenanstalt, einem Heim, einem Lager, einer Sammelunterkunft oder einer ähnlichen 
Einrichtung, so ist der Direktor oder Leiter des Krankenhauses, der Anstalt, des Heimes oder 
des Lagers oder deren Beauftragte Verpflichteter im obigen Sinne, wenn Angehörige 
innerhalb der für die Bestattung bestehenden Zeit nicht aufzufinden sind. 

b) Bei Umbettungen und Wiederbestattungen die Antragsteller. 

2.  Gebührenpflichtig ist in jedem Falle auch: 

a) der Antragsteller und 

b) diejenige Person, die sich gegenüber der Gemeinde zur Tragung der Kosten verpflichtet hat. 

3.  Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

§3 

Fälligkeit der Gebühren 

1. Die Gebühren werden bei Inanspruchnahme der Leistungen nach der Friedhofsordnung fällig, und 
zwar mit der Anmeldung des Todesfalles bzw. mit der Beantragung der Leistung. 

2. Die Gebühren sind vier Wochen nach Anforderung an die Gemeinde zu zahlen. 

§4 

Rechtsmittel 

Gegen die Heranziehung zu den Gebühren sind Rechtsmittel nach den jeweils gültigen 
Bestimmungen über die Verwaltungsgerichtsbarkeit gegeben. 

2.  Durch die Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Heranziehung zu Gebühren nach der 
Gebührenordnung wird die Verpflichtung zur Zahlung nicht aufgeschoben. 



§5 

Beitreibung 

Sämtliche Gebühren, die nach dieser Gebührenordnung erhoben werden, unterliegen der Beitreibung 
im Verwaltungs-Vollstreckungsverfahren nach den Bestimmungen des Hessischen Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes im landesrechtlichen Beitreibungsverfahren. 

§6 

Stundung und Erlass von Gebühren 

Im Falle nachgewiesener Bedürftigkeit im Sinne des SGBII/X11 können die in dieser Gebührenordnung 
bezeichneten Gebühren gestundet, niedergeschlagen, ganz oder teilweise erlassen werden. 

§ 7  

Aufrechnung 

Aufrechnungen gegen Gebühren, die nach dieser Gebührenordnung erhoben werden, sind nur im 
Rahmen der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen zulässig. 

II. Gebühren 

§8 

Gebühren für die Benutzung der Einsegnungs- oder der Leichenhalle 

1.  für die Benutzung der Einsegnungshalle oder der Leichenhalle werden folgende Gebühren 
erhoben: 

a) für die Aufbewahrung einer Leiche in der Leichenhalle mit Benutzung der 240,00 € 
Einsegnungshalle (Grundgebühr) 

b)  für die Aufbewahrung einer Leiche in der Leichenhalle ohne Benutzung der 150,00 € 
Einsegnungshalle (Grundgebühr) 

Aufbewahrung einer Leiche in der Leichenhalle, ab dem 4. Tag, täglich 30,00 € 

c) für die zusätzliche Benutzung einer Kühlzelle, täglich 36,00 € 

d) für die Benutzung des Sezierraumes zu Leichenöffnungen (pauschal) 150,00 € 

e) für die Benutzung der Einsegnungshalle ohne Leichenhallenbenutzung 150,00 € 
(pauschal) 

2.  Für das Aufbewahren von Aschenurnen wird pauschal ein Betrag von 15,00 € erhoben. 

§9 

Bestattungsgebühren 

1.  Für die Bestattung werden folgende Gebühren erhoben: 

a) für die Bestattung von Personen über 5 Jahren in Reihen- und Kaufgräbern 840,00 € 

b) für die Bestattung von Personen unter 5 Jahren und beurkundete Totgeburten in 
Reihen- und Kaufgräbern 300,00 € 

c) für die Bestattung von Urnen 276,00 € 

d) für die Bestattung von standesamtlich nicht anmeldepflichtigen Leibesfrüchten, die 
in einfacher, fester Umhüllung (Sargschachtel) unter Vorlage des vorgeschriebenen 
Bestattungsscheines des Arztes oder der Hebamme, ohne Mitwirkung der 
Friedhofsverwaltung, dem Friedhof zugeführt werden, wird keine Gebühr erhoben. 

Ein Anspruch auf das Nutzungsrecht an einem Grab besteht in diesem Fall nicht. 

2.  Die Gebühren nach Abs. 1, Buchstabe a - c umfassen folgende Leistungen: 

a) Benutzung der Wand- und Katafalkleuchten bzw. Kerzenbeleuchtung in der 
Einsegnungshalle, 

b) Ausheben des Grabes, 

c) Schließen des Grabes, 

d) Transport der Kränze und Blumen von der Einsegnungshalle zum Grab. 



Eine Gebührenermäßigung tritt nicht ein, wenn der Berechtigte auf eine dieser Leistungen verzichtet. 

§ 10 

Umbettungsgebühren 

Die Umbettungsgebühren betragen: 

a) für die Umbettung einer Leiche über 5 Jahren 

1. innerhalb des Friedhofes 1.080,00 € 
2. nach einem anderen Friedhof 

a) innerhalb der Gemeinde 1.200,00 € 
b) in eine andere Gemeinde (Fremdüberführung) 600,00 € 

b) für die Umbettung von Leichen unter 5 Jahren beträgt die Gebühr 50 % der vorstehenden Sätze. 

c) für die Umbettung einer Aschenurne 

1. innerhalb des Friedhofes 600,00 € 
2. Nach einem anderen Friedhof 

a) innerhalb der Gemeinde 660,00 € 
b) in eine andere Gemeinde (Fremdüberführung) 360,00 € 

§11 

Erwerb von Nutzungsrechten an Grabstätten 
für Erdbestattungen und Aschenbeisetzungen (Grabkauf) 

1.  Für den Erwerb von Nutzungsrechten an Grabstätten für Bestattungen sind zu entrichten: 

a)  Reihengräber 
1. für Personen über 5 Jahren 720,00 € 
2. für Personen unter 5 Jahren (Kindergräber) 120,00 € 

3. für Aschenurnen 300,00 € 

4. für anonyme Urnenreihengrabstätten (incl. Instandhaltungskosten der 
Gemeinde) 480,00 € 

b)  Wahlgräber (Kaufplätze) 
1. für Einzelgräber 

2. für Doppelgräber 

3. für jede weitere Grabstelle 

4. Urnenwahlgräber (Erdgräber) 

5. Urnenwahlgräber (in einer Urnenstele bzw. Urnenmauer) 

900,00 € 

1.800,00 € 

900,00 € 

840,00 € 

1.320,00 € 

2.  Das Nutzungsrecht für Wahlgräber und Urnenwahlgräber ist jeweils bis zum Ablauf der Ruhefrist 
des zuletzt Verstorbenen zu verlängern. 
Die Gebühren werden anteilig für jedes angefangene Jahr der Verlängerungszeit berechnet. 

§12 

Genehmigungsgebühren 

Für die Erteilung einer Genehmigung zur Erstellung von Grabmälern, Einfassungen und sonstigen 
baulichen Anlagen oder deren Veränderung sowie die Beaufsichtigung und Überwachung der 
Arbeitsausführung dieser Anlagen werden bei Ankauf der Grabstätten folgende pauschale Gebühren 
erhoben: 

a) für ein Urnenreihengrab 30,00 € 

b) für ein Reihengrab für Verstorbene unter 5 Jahren 36,00 € 

c) für ein Reihengrab für Verstorbene über 5 Jahren 42,00 € 

d) für ein Urnenwahlgrab (Erdgrab) 42,00 € 



e) für ein Urnenwahlgrab (in einer Urnenstele oder Urnenmauer) 42,00 € 

f) für ein Wahlgrab mit einer Grabstelle 42,00 € 

9)  für ein Wahlgrab mit mehreren Grabstellen, je Stelle 36,00 € 

Für die Zulassung von Grabmalen, die bereits auf anderen Gräbern gestanden haben, wird die gleiche 
Gebühr erhoben. 

§13 

Sonstige Gebühren 

a) für die Ausstellung einer Graburkunde 12,00 € 

b) sollten von der Friedhofsverwaltung Leichen- oder Urnenträger bestellt werden, 
betragen die Gebühren pro Träger 48,00 € 

c) für die Benutzung der Friedhofseinrichtungen zur Grabpflege (Wasserentnahmen, 
Bereitstellung von Pflanztrögen, Abfallbeseitigung usw.) einmalig je Grabstätte - 
Ausnahme: anonyme Grabstätten 180,00 € 

d) für die Ausführung von handwerklichen oder gärtnerischen Arbeiten durch Gewerbetreibende: 

1. Jahreskarte 60,00 € 

2. Einzelgenehmigung 6,00 € 

e) für die Bereitstellung von Hilfskräften jeglicher Art wird der jeweilige Stundensatz plus 50 % 
Zuschlag berechnet. 

f)  Für die zu verwendenden und von der Gemeinde mit zu erwerbenden Verschlussplatten für die 
Urnenstelenkammern wird, da die Kosten der Platten je nach Lieferung differenzieren können, die 
Gebühr für diese durch Gemeindevorstandsbeschluss festgelegt. 

Die Gebühren b) und c) werden nicht für anonyme Grabstätten erhoben. 

§14 

Gebühren für Grabräumungen 

1. Kommen die Berechtigten ihrer Verpflichtung zur Abräumung von Gräbern trotz zweimaliger, 
schriftlicher Aufforderung nicht nach, erfolgt die Abräumung durch die Gemeinde. Hierfür wird, je 
nach Zeit- und Materialaufwand, eine Gebühr erhoben. 

Ist der Berechtigte nicht feststellbar, genügt es, wenn über einen Zeitraum von 4 Wochen ein 
Schild oder ein Aufkleber an der Grabstätte angebracht wird. 

2. Die vorzeitige Räumung einer Grabstätte ist frühestens 10 Jahre vor Ablauf der Ruhefrist möglich. 
Für die Pflege des abgeräumten Grabes wird eine Gebühr von 20,00 € pro Jahr und Grabstelle 
erhoben. Dieser Betrag ist im Zuge der Abräumung der Grabstätte zu entrichten. 

§15 

Inkrafttreten 

Diese Gebührenordnung tritt mit Wirkung vom 01.05.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Gebührenordnung vom 21.11.2006 außer Kraft. 

Wald-Michelbach, 23. April 2013 

Für den Gemeindevorstand 

Kunkel, Bürgermeister 



Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 146/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 4:  Förderung junger Familien - Antrag der CDU-Fraktion und 
Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; 

Der als Anlage - 1 - beigefügte Antrag der CDU-Fraktion wurde in der Sitzung 
der Gemeindevertretung am 24. April 2012 eingebracht und zur weiteren Be-
ratung an den Haupt- und Finanzausschuss überwiesen. 

Bei der Beratung im Haupt- und Finanzausschuss am 12. Juni 2012 wurde von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen Änderungsantrag eingebracht, der 
als Anlage - 2 - beigefügt ist. 

Beide Anträge wurden vom Gemeindevorstand zur Kenntnis genommen und in den 
Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses am 12. März und 09. April ds. Js. 
eingehend beraten. 

Ein Beschlussvorschlag liegt nicht vor. 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 
1/3 Gb/Ca 



Anlage — 1 — zu Drucksache Nr. 146/XVII. — GV — 23.04.2013 

CDU — Ortsverband Wald-Michelbach. Am Bug 4 69483 Wald-Michelbach 

CDU-Fraktion. Am Bug 4 69483 Wald-Michelbach 

An den 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
Wald-Michelbach 
Herrn Werner Breitwieser 15. April 2012 

Antrag zur nächsten Gemeindevertretersitzung 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Breitwieser, 

die CDU-Fraktion bittet Sie, folgenden Antrag mit auf die Tagesordnung der nächsten 
Gemeindevertretersitzung zu nehmen. 

Förderung Junge Familien: Rabatt beim Erwerb eines Bauplatzes von der Gemeinde Wald-
Michelbach. 

Die Gemeinde Wald-Michelbach als liebens- und lebenswerte Odenwald-Gemeinde und Schulstandort 
fördert junge Familien, in dem beim direkten Erwerb eines Bauplatzes von der Gemeinde Wald-
Michelbach als Eigentümer, für jedes Kind, das unter 18 Jahren ist, ein Rabatt von 5% pro Kind (max. 
jedoch 20%) gewährt wird. 

Mit freundli len GrüI3en 

ivV( 

Dieter Kunkel 
Fraktionsvorsitzender 

Dieter Kunkel Am Bug 4 69483 Wald-Michelbach Tel. 062077786 Fax. 06207920824 
Mail dicter-kunkel-kreidach0),t-online.de  Bankverbindung CDU-Wald-Michelbach Sparkasse 
Starkenburg BLZ 50951469 Konto Nr. 1074602 



freundlichen Grüßen, 

sser, 

9483 Wald-Michelbach 

Anlage — 2 — zu Drucksache Nr. 146/XVII. — GV — 23.04.2013 

Wald-Michelbach, 12.6..2012 

Änderungsantrag zu Drucksache Nr. 35/XVII.- HF — 12.6.2012 — Antrag der CDU-
Fraktion — Förderung Junge Familien 

(XVII WP-19) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender der Gemeindevertretung Breitwieser, 

sehr geehrter Herr Vorsitzender Maurer, 

die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stellt den folgenden Änderungsantrag zum Antrag der 
CDU-Fraktion — „Förderung Junge Familien" 

Änderungsantrag: Förderung junger Familien, Lebenspartnerschaften und Alleinerziehen-
der jeweils mit Kindern 

Unabhängig vom Einkommen erhalten bauwillige junge Familien sowie Lebenspartnerschaf-
ten und Alleinerziehende jeweils mit Kindern pro Kind unter 18 Jahren 4000 Euro Zuschuss 
für einen Bauplatz in Wald-Michelbach. Die maximale Förderung ist auf vier Kinder, das ent-

spricht 16 000 Euro, begrenzt. 

Begründung: Für die Fraktion Bündnis90/Die Grünen ist der Zuschuss eine wichtige Kompo-
nente, um Familien, Lebenspartnerschaften und Alleinerziehende mit Kindern finanziell ent-

gegenzukommen und ihnen den Erwerb eines Eigenheims zu ermöglichen. Trotz der finanzi-

ell sehr schwierigen Haushaltslage ist es angesichts erheblicher Rückgänge der Bevölke-
rungszahl in den letzten Jahren sehr wichtig, die Zukunftsfähigkeit der Gemeinde Wald-
Michelbach zu sichern, das heißt, den Bedürfnissen von jungen Familien mit Kindern Rech-

nung zu tragen. Durch diesen Zuschuss kann zudem die Bautätigkeit wirksam belebt werden. 

Die erwirtschafteten Mittel aus den Grundstücksverkäufen ermöglichen, die Erschließungssi-
tuation zu verbessern. Außerdem ermöglicht die Zuschussregelung für private und öffentli-
che Baugrundstücke eine bessere altersmäßige Verteilung in den Wohngebieten. 

Der o.g. Antrag der CDU-Fraktion bezieht sich nur auf Gemeindegrundstücke, so dass negati-
ve Auswirkungen auf die Preise privater Grundstücke durch die gewährten Rabatte wahr-
scheinlich sind und dadurch eine Wettbewerbsverzerrung entsteht. Die Regelung sollte nach 

einem Jahr überprüft werden, um sie bei Erfolg auf den Kauf von Immobilien auszudehnen. 



Vorlage an Gemeindevertretung 

Drucksache Nr. 147/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 5:  Akteneinsicht Pacht für Solardächer auf gemeindeeigenen Dachflächen 
nach § 50 (2) HGO; 
hier: Abschlussbericht des Akteneinsichtsausschusses; 

In ihrer Sitzung am 19.02.2013 hat die Gemeindevertretung auf der Grundlage eines 
Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 11.02.2013 die Einrichtung eines 
Akteneinsichtsausschusses zur Einsichtnahme in die Akten und Unterlagen von 2008 bis 
2012, die die Festsetzung der Pachthöhe der zur Gewinnung von Solarenergie verpachteten 
gemeindeeigenen Dachflächen betreffen und insbesondere zu den einschlägigen 
Beschlussprotokollen der Sitzungen des Gemeindevorstandes vom 09.09.2009, 31.01.2011 
und 14.02.2011, beschlossen. 

Der Akteneinsichtsausschuss hatte die folgenden Fragen zu klären: 

1. Recherche über die Festsetzung der Pachthöhe der zur Gewinnung von Solarenergie 
verpachteten gemeindeeigenen Dachflächen. 

2. Beschlussprotokolle der Sitzungen des Gemeindevorstandes vom 09.09.2009, 
31.01.2011 und 14.02.2011. 

Dem Akteneinsichtsausschuss gehörten die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses 
der Gemeinde Wald-Michelbach an. 

Die Verwaltung hat den Mitgliedern des Akteneinsichtsausschusses zur Vorbereitung der 
Tätigkeit des Ausschusses die Möglichkeit gegeben am 28.03.2013 ab 14.00 Uhr und am 
08.04.2013 ab 16.00 Uhr die Akten einzusehen. 

In der abschließenden Sitzung des Akteneinsichtsausschuss am 09. April ds. Js. wurde über 
die Angelegenheit beraten und der beigefügte Abschlussbericht mehrheitlich an die 
Gemeindevertretung zur Beschlussfassung übergeben. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung nimmt den Abschlussbericht des Akteneinsichtsaus-
schusses zustimmend zur Kenntnis. " 

Wald-Michelbach, 16.04.2013 
GB Planen, Bauen, Umwelt 
111/2 — Jä/Ro 



Abschlussbericht 

des Akteneinsichtsausschusses der Gemeinde Wald-Michelbach zu Pacht für 
Solardächer auf gemeindeeigenen Dächern. 

In ihrer Sitzung am 19.02.2013 hat die Gemeindevertretung auf der Grundlage eines 
Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 11.02.2013 die Einrichtung eines 
Akteneinsichtsausschusses zur Einsichtnahme in die Akten und Unterlagen von 2008 
bis 2012, die die Festsetzung der Pachthöhe der zur Gewinnung von Solarenergie 
verpachteten gemeindeeigenen Dachflächen betreffen und insbesondere zu den 
einschlägigen Beschlussprotokollen der Sitzungen des Gemeindevorstandes vom 
09.09.2009, 31.01.2011 und 14.02.2011, beschlossen. 

Der Akteneinsichtsausschuss hatte die folgenden Fragen zu klären: 

1. Recherche über die Festsetzung der Pachthöhe der zur Gewinnung von 
Solarenergie verpachteten gemeindeeigenen Dachflächen. 

2. Beschlussprotokolle der Sitzungen des Gemeindevorstandes vom 09.09.2009, 
31.01.2011 und 14.02.2011. 

Dem Akteneinsichtsausschuss gehörten die Mitglieder des Haupt- und 
Finanzausschusses der Gemeinde Wald-Michelbach an. 

Die Verwaltung hat den Mitgliedern des Akteneinsichtsausschusses zur Vorbereitung 
der Tätigkeit des Ausschusses die Möglichkeit gegeben am 28.03.2013 ab 14.00 Uhr 
und am 08.04.2013 ab 16.00 Uhr die Akten einzusehen. 

Die  Ergebnisse des Akteneinsichtsausschusses können wie folgt 
zusammengefasst werden: 

Die einzelnen Pachtverträge und Beschlussprotokolle des Gemeindevorstandes 
wurden gesichtet. Es wurden keine Unregelmäßigkeiten festgestellt. 
Für alle abgeschlossenen Pachtverträge für die gemeindeeigenen Dächer wurde als 
jährliches Nutzungsentgelt 2 % des Solarertrages vereinbart. Auch sind alle 
Pachtverträge identisch abgeschlossen - ausgenommen der Name des Pächters, der 
Immobilie und der Gesamtleistung mit möglichen Ertrag. 

Eine telefonische Abfrage bei umliegenden Gemeinden im Jahr 2009 hat ergeben, 
dass nur von dem Sachbearbeiter bei der Gemeinde Rimbach (1-3 % des 
Solarertrages) eine entsprechende Vergleichszahl eingeholt werden konnte. Weitere 
umliegende Kommunen hatten/haben noch keine Verpachtung ihrer Dächer zur 
Verfügung gestellt bzw. nur für Anerkennungsbeträge oder gar unentgeltlich. 

Es wurde festgestellt, dass die Internetrecherche zur Festlegung der Pachthöhe nicht 
dokumentiert ist. Neben den Informationen aus den einzelnen Unterlagen wurden 
verschiedene Auskünfte von dem Verwaltungsmitarbeiter Stefan Jäger eingeholt. 



Herr Jäger bestätigte, dass er übers Internet analoge Pachthöhen recherchiert hat, 
diese jedoch nicht ausgedruckt oder niedergeschrieben wurden. 

Angesprochen wurde die mangelnde Transparenz für die Öffentlichkeit, dass solche 
Dachflächen für eine Verpachtung zur Verfügung stehen. 
Hier wurde jedoch auf den Presseartikel in der Odenwälder Zeitung vom 01.04.2009 
hingewiesen, der mit der Inbetriebnahme der ersten PV-Anlage auf dem Rathaus 
veröffentlicht wurde und einen allgemeinen Hinweis enthielt. 

Auch wurde eine weitere Umfrage über eine Angleichung der Höhe der 
Pachtmöglichkeiten bei den neueren Verträgen nicht durchgeführt. 
Hier ist anzumerken, dass die im Laufe der Zeit entstandenen verminderten 
Anschaffungskosten für solche Anlagen weitestgehend durch die Kürzung der 
gesetzlich festgelegten Einspeisevergütung ausgeglichen wurden, so dass eine 
Änderung nicht zu erwarten war. 

Es ist auch festzuhalten, dass einer Kommune auch eine Art Vorbildfunktion in 
Sachen Nutzung regenerativer Energieformen zukommt. 

In der letzten Legislaturperiode waren alle Fraktionen in der Gemeindevertretung 
Wald-Michelbach auch dieser Meinung. 

Wald-Michelbach, 09.04.2013 

Georg Maurer 
Vorsitzender des Akteneinsichtsausschusses 



Vorlage an Gemeindevertretunq 

Drucksache Nr. 148/XVII. - GV - 23.04.2013 

 

TOP 6:  Turn- und Festhalle in der Rudi-Wünzer-Straße; 

6.1. Außenanlage und Umfeldgestaltung im Zuge der grundlegenden 
Sanierung; 

Die grundlegende Sanierung der Turn- und Festhalle in der Rudi-Wünzer-Straße kann in 

Kürze soweit abgeschlossen werden, dass eine dauerhafte Nutzung wieder möglich ist. 

Nachdem ursprünglich nur eine reine Sanierung der Halle vorgesehen war, ist durch die 

Aufnahme und Förderung über das Städtebauförderprogramm "Aktive Kernbereiche" 

eine wesentlich umfassendere Erneuerung vorgenommen worden. 

Nur zur Kenntnis und besseren Einschätzung einige Daten: 

Am 29.07.2008 Vorbesprechung Vereinsvertreter,  20.04.2009 Beschluss 

Gemeindevorstand Beauftragung NH zur Erstellung Förderantrag; 19.04.2010 

Gemeindevorstand nimmt den Sachstand der baufachlichen Prüfungen in Sachen 

Förderung zur Kenntnis und erteilt Auftrag zur Erstellung der notwendigen 

Leistungen; 19.10.2010/12.11.2010 Ergebnis baufachliche Prüfung; 25.01.2011 Beschluss 

Gemeindevertretung Erweiterung der Gebietsabgrenzung für das Fördergebiet „Aktive 

Kernbereiche in Hessen"; 01.02.2011 Vorstellung der Planung (Vertreter Fraktionen, 

Gemeindevorstand, Vereine), Sommer 2011 Baubeginn (umfassende Abbrucharbeiten); 

16.04.2012 Richtfest. 

15.12.2010 und 08.11.2011 Zuwendungsbescheide in der Gesamthöhe bis zu rund 

1.500.000,-- €. 

Insbesondere ist auf die energetische Optimierung durch umfassende Wärmedämmung, 

hochwertige Fensteranlage, Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung, aber auch auf 

funktionale Optimierungen in Sachen Barrierefreiheit und eine großzügigere Gestaltung 

im Eingangsbereich (Foyer) mit Nutzräumen im Untergeschoss und seither nicht 

vorhandenen Abstellflächen für Stühle und Tische zwischen den Leimbindern hinzu-

weisen. Die Funktion als multifunktionale Veranstaltungs- und Sporthalle mit zukunfts-

fähigen Nutzungsmöglichkeiten war ein besonderer Schwerpunkt. Neben der Erhaltung 

der Funktionsfähigkeit war die energetische Optimierung von besonderer Bedeutung. 

Dazu wurde ein energetisches Gesamtkonzept durch ein Fachplanungsbüro erstellt, das 

technische Anlagen und Wärmedämmmaßnahmen koordinierte und miteinander 

synergetisch kombinierte. Der CO' Ausstoß kann dadurch drastisch reduziert werden, 

ebenso die Betriebskosten, die zuvor nur zu ca. 30% aus den Einnahmen gedeckt werden 

konnten. 

/2 



-2- 

Insgesamt waren für die Maßnahme gemäß Vorplanung und Fördermittelbeantragung 

Kosten von rund 2.766.000,-- € zugrunde gelegt worden (Baukosten + Nebenkosten und 

pauschal ein Betrag von rund 120.000,-- € für Außenanlagen); die Einrichtung etc. ist in 

diesen Kosten nicht enthalten. 

Die Veranschlagung der Haushaltsmittel bis einschließlich Haushaltsplan 2013 weist mit 

Verpflichtungsermächtigung ein Budget von 2.566.000,-- € aus. 

Auf Grund der bisher erfolgten Gewerksabrechnungen und der Kostenprognose durch 

die Bauleitung werden wir für alle beauftragten Arbeiten und Materiallieferungen, ohne 

Kosten für Außenanlage und Vordächer sowie der Kosten für die Einrichtung 

Haushaltsmittel in einer Größenordnung von voraussichtlich rund 2.650.000,-- € 
benötigen. 

Allerdings wird für die dauerhafte Nutzung der Halle wegen der grundlegenden 
Sanierung auch eine umfassende Erneuerung der Außenanlage und des Umfeldbe-

reiches notwendig. 

Für eine diesbezügliche Planung wurde dem Planungsbüro Bretschneider vom 

Gemeindevorstand am 11. März 2013 Auftrag erteilt, das gesamte Umfeld zu 

überplanen. 

Das Büro Bretschneider hat eine funktionale Planung erstellt und seit Donnerstag, 11. 

April 2013 liegt auch die exakte Massenermittlung und Kostenschätzung vor. 

Aufgrund der umfassenden Flächen, die zu bearbeiten sind, wird trotz der sehr 

schlanken, nur auf die reinen Notwendigkeiten bedachten Planung eine Kostensumme von 

250.000,-- Euro geschätzt, die für die Umsetzung benötigt wird. 

Es ist allerdings zu beachten, dass die Gestaltung das Zusammenwirken des gesamten 

Hallenumfeldes beinhaltet und über eine reine Außenanlage weit hinausgeht. 

• barrierefreier und behindertengerechter Eingang 

• Fluchtwegesituation auf der Längsseite zum Sportplatz 

• Höhenanpassung zwischen Tribüne Sportplatz und Halle 

• Neugestaltung Einfahrt von Rudi-Wünzer-Straße zur Halle und Parkplatz 

• Übergang Parkplatz/Halle 

• Sanierung des gesamten Bürgersteigbereiches  in der Rudi-Wünzer-Straße von 

der Zufahrt bis zum Eingang Sportlerheim (wäre aufgrund des Zustandes  

sowieso angestanden)  und Schaffung eines behindertengerechten 

Eingangsbereiches für die Bühne der Turnhalle und das Sportlerheim. 

Der Umfang der notwendigen Arbeiten und die funktionalen Zusammenhänge wurden in 

der jetzt erstellten Planung zusammengetragen und berücksichtigt. 

/3 
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Zu Beginn der Bauarbeiten musste der komplette Untergrund / Fundamentierung im 

Hallenbereich erneuert werden, was natürlich auch zu mehr Aufwand im Außenbereich 

der Turnhalle führt. 

Um eine ordnungsgemäße Nutzung der Halle, aber auch der Sportanlagen und des 

Sportlerheimes und die Fertigstellung des gesamten Umfeldbereiches zu ermöglichen, 

sollten die notwendigen Arbeiten in den verschiedenen Bereichen in einem Zuge 

umgesetzt werden, was auch aus wirtschaftlichen Gründen (1 Ausschreibung, 1 Auftrag-

nehmer) sinnvoll ist. Eine Aufteilung nach Bauabschnitten ist grundsätzlich nicht 

möglich; der Bürgersteigbereich könnte zurückgestellt werden, was aber ebenfalls 

nicht sinnvoll erscheint. 

Der Gemeindevorstand schlägt daher vor, die Ausschreibung des Außenbereiches zu 
beschließen und die hierfür notwendigen Haushaltsmittel bereitzustellen. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung nimmt den Umfang für die Durchführung der Arbeiten 

für die Außenanlage und die Umfeldgestaltung im Bereich der Turn- und Fest-

halle zur Kenntnis und beschließt die Ausschreibung auf Grundlage der Planung 
und Kostenermittlung des Büros Bretschneider. 

Die Gemeindevertretung genehmigt die Bereitstellung der erforderlichen 

Haushaltsmittel; die entsprechenden Veranschlagungen sollen im Haushaltsjahr 

2013 und gegebenenfalls auch im Haushaltsjahr 2014 bei den Produkten 0820 

(Sportstätten) und 1210 (Gemeindeverkehrsanlagen und Infrastruktur) erfolgen. " 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 

1/3 Gb/Ca 
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Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 149/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 6:  Turn- und Festhalle in der Rudi-Wünzer-Straße; 
6.2. Namensgebung; 

Die Turn- und Festhalle in der Kerngemeinde hat offiziell die Bezeichnung 
"Turn- und Festhalle in der Rudi-Wünzer-Straße". 

Im Sprachgebrauch wird diese Bezeichnung, wohl auch auf Grund der Länge, nie 
verwendet. Bei der Bevölkerung ist es einfach die "Rudi-Wünzer-Halle". 

Der Gemeindevorstand schlägt daher der Gemeindevertretung vor, der Halle mit 

der Erweiterung nach dem Abschluss der Sanierungsarbeiten offiziell den 
Namen "Rudi-Wünzer-Halle" zu geben. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung genehmigt die Namensgebung "Rudi-Wünzer-Halle" 

für die Turn- und Festhalle in der Rudi-Wünzer-Straße in Wald-Michel-

bach. " 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 

1/3 Gb/Be 



Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 150/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 7:  Antrag der SPD-Fraktion - Umbenennung des Platzes um den 

Dorfbrunnen im Ortsteil Siedelsbrunn in "Georg-Schwebel-Platz"; 

Der auf der Rückseite abgedruckte Antrag der 5Pb-Fraktion wurde nach der 

Beratung im Ortsbeirat dem Haupt- und Finanzausschuss zur Beratung 
vorgelegt. 

Bei einer Gesprächsrunde mit dem Ortsbeirat und den Fraktionsvorsitzenden 

wurde vereinbart, den Antrag der Gemeindevertretung zur Entscheidung 
vorzulegen. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung genehmigt die Benennung des Platzes um den 

Dorfbrunnen im Ortsteil Siedelsbrunn in "Georg-Schwebet-Platz. " 

GB I - Zentrale Dienste, 16.04.2013 

1/3 Gb/Be 



Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
Fraktion in der Gemeindevertretung Wald-Michelbach 

An den 

Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

Wald-Michelbach 

Herrn Werner Breitwieser 

24.10.2012 
Antrag zur nächsten Gemeindevertretersitzung 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Breitwieser, 

die SPD-Fraktion bittet Sie folgenden Antrag mit auf die Tagesordnung der nächsten 
Gemeindevertretersitzung zunehmen. 

Umbenennung des Platzes um den Dorfbrunnen in Siedelsbrunn in" Georg Schwebe! Platz" 

Die Gemeindevertretung Wald-Michelbach beschließt: 

Der Platz um den Dorfbrunnen in Siedelsbrunn erhält den Namen „Georg-Schwebel Platz". 

Begründung: 

Mit dieser Namensgebung des Platzes nahe seines Geburtshauses wird eine große Persönlichkeit 

unserer Gemeinde geehrt. Georg Schwebel war einer der wenigen, die auch während der Zeit der 

Nazidiktatur standhaft bei ihren Überzeugungen blieben und sich als wahre Demokraten erwiesen. 
Georg Schwebe' gründete vor 100 Jahren die SPD Siedelsbrunn. Schon wenige Jahre nach der 

Parteigründung wurde er Mitglied des Kreistags und des Provinzialausschusses der Provinz 

Starkenburg. 1928 wurde Georg Schwebel in den Hessischen Landtag gewählt, dem er bis zur 

Machtergreifung der Nazis angehörte. Nach der Machtergreifung wurde Georg Schwebe' 1934 

verhaftet und in das Konzentrationslager Osthofen in der Pfalz inhaftiert. Nach dem Attentat auf 

Hitler vom 20. Juli 1944 drohte Georg Schwebel eine erneute Verhaftung, der er sich nur durch Flucht 

in die umliegenden Wälder entziehen konnte. Nach Ende des Krieges wurde er Bürgermeister der 

Gemeinde Siedelsbrunn und blieb es bis 1963. 

Von 1946 bis 1958 war er Kreisbeigeordneter und für seine großen Verdienste wurde ihm am 1. Juni 

1959 das Bundesverdienstkreuz am Bande verliehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Fraktionsvorsitzender 

SPD Fraktion Telefon Fax e-mail Vorsitzender 
Wald-Michelbach 06207 / 7340 06207 / 921182 Udo.Kloset-online.de Udo Klos 
Seckenrain 11 
69483 Wald-Michelbach 

http://Udo.Kloset-online.de


Antrag der Fraktion "Bürger für Wald-Michelbach" XVII. WP Antrag 

Vorlage an Gemeindevertretung 

Drucksache Nr. 151/XVII. - GV - 23.04.2013 

TOP 8:  Antrag der Fraktion "Bürger für Wald-Michelbach - Teilnahme an 
dem Emailappel: Bürgerkraftwerke vor dem Aus - Erneuerbare nur 
noch für die Großen?; 

BFW - Bürger für Wald-Michelbach 

Wald-Michelbach, 15.April 2013 

Teilnahme an dem Emailappell: Bürgerkraftwerke vor dem Aus - Erneuerbare nur noch für die Großen? 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Breitwieser, 

den folgenden Antrag bitten wir, auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu nehmen. 

Antrag: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wald-Michelbach beschließt die Teilnahme der Gemeinde 
Wald-Michelbach an dem Appell der gUG „energie neu denken" 
http://www.energie-neu-denken.de/buergerkraft-retten.php   

Begründung: 
Zum Sommer 2013 soll ein Gesetz beschlossen werden, das die Finanzierung von 
Bürgerwindparks oder Bürgersolaranlagen praktisch unmöglich macht. Nur noch große 
Emissionshäuser (Herausgeber von Kapitalanlagen und Beteiligungen) werden die geplanten 
Auflagen erfüllen können. 
Festgeschrieben werden soll dies in dem neuen Kapitalanlagengesetzbuch (KAGB). 

Durch umfangreiche Auflagen und Vorgaben wird der Finanzierung von gemeinschaftlichen 
Solaranlagen bzw. Windparks oder auch anderen ökologischen Unternehmen in Form von 
Kommanditgesellschaften, so genannten Genussrechten oder ähnlichen Kapitalbeschaffungen 
wohl ein Ende gesetzt. Bisher haben sich Ökogärtnereien, Biohöfe oder auch 
Entwicklungsprojekte mit der Ausgabe von Genussrechten unkompliziert Geldmittel beschaffen 
können. Bürgersolaranlagen und Windparks wählten oft die Gesellschaftsform GmbH & Co. KG. 
Mit dem neuen Gesetzesentwurf ist dies aufgrund der hohen Anforderungen praktisch nicht mehr 
möglich. 
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Hintergrund ist eine europäische Richtlinie, die in nationales Recht umgewandelt wird. Allerdings 
hat die EU Kleinfonds mit maximal 500 Mio. € bewusst ausgenommen. Die Bundesregierung sieht 
jedoch derzeit keinerlei Ausnahmemöglichkeiten für Bürgerbeteiligungen vor. 
Dies ist ein weiterer Baustein zur Verhinderung einer demokratischen Energiewende und zur 
Schwächung von kleineren ökologischen Unternehmen. 

Ein Beschluss eines solchen Gesetzes würde auch Bürgerprojekte in unserer Gemeinde, wie z.B. 
den Windpark Stillfüssel betreffen und kann daher nicht ohne Protest hingenommen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jörg Maletz 

- Fraktionsvorsitzender der Bürger für Wald-Michelbach - 
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